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Bonn, den 26. Oktober 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Umsatzsteuerregelungen für den innerdeutschen Waren- 
und Dienstleistungsverkehr 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, 
Höcherl, Wagner (Günzburg) und Genossen 
— Drucksache VI/1 264 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

1. Trifft es zu f daß infolge der Veröffentlichung des Erlasses des 
Herrn Bundesministers der Finanzen vom 8. Mai 1970 über die 
neuen Umsatzsteuerregelungen für den innerdeutschen Waren- 
und Dienstleistungsverkehr (vgl. Bundesanzeiger vom 15. Mai 
1970 - Nr. 88 - Jahrgang 22) die Preise der volkseigenen Be- 
triebe für Lieferungen in die Bundesrepublik Deutschland um 
durchschnittlich 7°/o erhöht wurden und damit die Vorsteuer- 
entlastung sich ausschließlich zugunsten der „DDR" auswirkt? 


Es trifft nicht zu, daß infolge der Umsatzsteuerregelung vom 
8. Mai 1970 die Preise für DDR-Lieferungen um durchschnittlich 
7% erhöht wurden. DDR- Außenhandelsbetriebe haben aller- 
dings nach Erlaß der neuen Umsatzsteuerregelung im inner- 
deutschen Handel versucht, rückwirkend vom 1. Mai 1970 von 
ihren Abnehmern in der BRD um 6,74 % erhöhte Preise zu ver- 
langen. Das entspricht dem um 6% erhöhten Kürzungsanspruch 
bei der Mehrwertsteuer. Es ist ihnen jedoch nur in wenigen 
Fällen gelungen, ihre Forderungen durchzusetzen. In vielen 
Fällen wurden die Preise überhaupt nicht angehoben, und in 
anderen Fällen hat man sich auf einen geringeren Prozentsatz 
geeinigt. 

Es soll jedoch nicht verschwiegen werden, daß ein Teil der 
DDR-Außenhandelsbetriebe im Herbst dieses Jahres oder An- 
fang des kommenden Jahres ihre Preise voraussichtlich erhöhen 
werden. Auch hier hängt das Eintreten und der Umfang der 
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Preiserhöhungen von der Marktposition der Unternehmen in 
der BRD als Abnehmer von DDR-Produkten ab, so daß sich nach 
den Ermittlungen der Bundesregierung eine Skala der Preis- 
erhöhungen von voraussichtlich 0 bis etwa 10% ergibt. Der 
Durchschnitt dürfte unter 7 % liegen. Die Preiserhöhungen 
müssen nicht mit der neuen Umsatzsteuerregelung Zusammen- 
hängen. Vielmehr können sie sich ganz r oder zum Teil daraus 
ergeben, daß sich Liefer- und Bezugspreise im innerdeutschen 
Handel nach dem Preisniveau in der BRD richten. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung noch weitere Maßnahmen, die 
die VEB-Betriebe und andere Firmen der „DDR" in die Lage 
versetzt, auf Kosten der Verbraucher in der Bundesrepublik 
Deutschland und des Bundeshaushalts die Preise für Waren- 
lieferungen in die Bundesrepublik Deutschland zu erhöhen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt keine Maßnahmen, die die 
Außenhandelsbetriebe in der DDR „in die Lage versetzen, auf 
Kosten der Verbraucher in der Bundesrepublik Deutschland 
und des Bundeshaushalts die Preise für Warenlieferungen in 
die BRD zu erhöhen". Selbst wenn die DDR-Unternehmen auf 
Grund der Umsatzsteuerregelung vom 8. Mai 1970 einheitlich 
ihre Preise um 6,74% erhöht hätten, müßte dies nicht zu einer 
Erhöhung der Preise für die Verbraucher in der BRD führen. 
Die Abnehmer in der BRD hätten vielmehr die DDR-Produkte 
zu den gleichen Preisen wie bisher an die Verbraucher abgeben 
können, da sie durch die um 6% erhöhte Umsatzsteuerbegün- 
stigung die DDR-Preiserhöhungen abfangen konnten. 

Solange also die DDR-Lieferanten ihre Preise um weniger als 
6,74% erhöhen - und das trifft bis jetzt für den größten Teil 
der DDR-Lieferungen zu -, ist der Abnehmer sogar in der Lage, 
diese Produkte billiger als bisher an seine Kunden abzugeben. 
Insofern ist die Umsatzsteuerregelung also verbraucher- 
freundlich. 

Die Umsatzsteuerregelung wirkt sich auch nicht zu Lasten des 
Bundeshaushalts aus. Auf Dauer gesehen werden sich die Ein- 
nahmen des Bundes aus der Belastung der Lieferungen in die 
DDR um 6% und die Ausfälle des Bundes aus der Entlastung 
der Bezüge um weitere 6 % ausgleichen. 

Gegenwärtig beabsichtigt die Bundesregierung keine weitere 
Maßnahme nach der Art der Umsatzsteuerregelung vom 
8. Mai 1970. 

3. Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregierung aus 
diesen negativen Erfahrungen zu ziehen? 

Die Antwort auf diese Frage erübrigt sich durch die vorher- 
gehenden Antworten. 


Möller 
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